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Idee Der Dortmunder Stadtteil Dorstfeld gerät 
bundesweit wegen seiner rechtsextremen Szene 
immer wieder in die Schlagzeilen. Für Peter Ban-
dermann von den Ruhr Nachrichten in Dortmund 

war das Anlass genug, 
einmal genauer hinzu-
schauen. Auf einer Pa-
noramaseite ging er der 
Frage auf den Grund: Wie 
viel „Nazi-Kiez“ steckt in 
Dorstfeld wirklich?
Recherche Für sei-
nen Artikel habe er unter 
anderem mit dem Bürger-
meister, dem Kriminal-
oberrat, Bewohnern und 
Passanten gesprochen. 
„Nach etwa vier Wochen 

war die Geschichte fertig“, sagt Bandermann, der 
in Dorstfeld aufgewachsen ist.
Probleme „Die Bürger in Dorstfeld sind es 
leid, dass ihr Stadtteil immer in Zusammenhang 
mit der rechtsextremen Szene gebracht wird. Sie 
wollten, dass eine Zeitung auch mal anders über 
Dorstfeld berichtet.“ Deshalb habe er zunächst 
damit gehadert, die Geschichte zu recherchieren, 
„weil ja eine gewisse Erwartungshaltung da war“, 
erklärt Bandermann. Dennoch entschied er sich 
dazu, die Recherche anzugehen – auch wenn das 
hätte bedeuten können, einige Dorstfelder zu ent-
täuschen. Dass die eher kleine Gruppe Rechtsex-
tremer durchaus Einfluss auf die Bevölkerung hat, 
habe Bandermann gespürt: „Einige Gesprächspart-
ner wollten nicht mit mir auf der Straße gesehen 
werden“, sagt er. „Gespräche wurden zum Glück 
aber erst spät abgebrochen, wenn ein Nazi um die 
Ecke kam, sodass ich gute Zitate und Einschätzun-
gen bereits im Block hatte.“   
Reaktionen „Manche Leute wollten nicht in der 
Zeitung zitiert werden. Das war aber nicht schlimm. 
Mir ging es vor allem um gute Einschätzungen, 
nicht nur um griffige Zitate“, betont Bandermann.

Peter Bandermann 

ist Redakteur der 

Ruhr Nachrichten.

AUS DEN RUHR NACHRICHTEN (DORTMUND) VOM 15. JULI 2017

Recherche mit Hindernissen 
PANORAMASEITE Wie stark beeinflusst die rechtsextreme Szene 
das Leben der Bürger? Ein Redakteur geht auf Spurensuche.

drehscheibeTIPP
Schandfleck – Blumenschmuck, Be-
ton – grüne Wiese, rechte Parolen – 
bunte Graffiti: Eine Online-Fotostrecke 
zeigt Extreme im Stadtteil.  
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ass Dorstfeld bun-

desweit zu einer

„Hochburg“, einem

„Brennpunkt“ oder

von den Rechtsextremisten

selbst zu einem „Nazi-Kiez“ er-

klärt wurde, ist Ergebnis mit-

tels Straftaten und Propaganda

erzeugter Schlagzeilen und ei-

nes nationalistischen Szene-

Jargons, der menschenverach-

tend trendig wirken soll.

Mit dem auf Fassaden ge-

schmierten Kiez-Begriff wollen

nicht 2500 und nicht 250, son-

dern nicht mehr als 25 Rechts-

extremisten den Begriff der

„national befreiten Zone“ ver-

tiefen, was bei einem Auslän-

deranteil von rund 30 Prozent

im unmittelbaren Umfeld von

drei braunen Wohnhäusern je-

doch nicht gelungen ist. Men-

schenverachtende Ideologien

kommen längst nicht mehr in

Springerstiefeln und Bomber-

jacken daher. Teil der Politik-

Marke Neo-Nationalsozialist

ist eine extravagante Modeop-

tik mit atmungsaktiver Out-

door-Textiltechnik.

Politisch wie ideologisch bil-

det die aus mehreren auch we-

gen Gewalttaten vorbestraften

Neonazis bestehende Truppe

eine Minderheit, was sich bei

der Kommunalwahl im Mai

2014 und bei der Landtags-

wahl im Mai 2017 auch an den

Ergebnissen in den Stimmbe-

zirken ablesen ließ: „Die haben

sich selbst gewählt“, kommen-

tiert der Dorstfelder Wilhelm

Schulte-Coerne die Zahlen. 34

Stimmen waren es bei der

Landtagswahl im Mai 2017 in

Unterdorstfeld. Das ist jenes

Quartier, das den Nazi-Kiez-

Stempel aufgedrückt bekom-

men soll.

Politisch keine Akzeptanz

34 Stimmen – „also deutlich

unter einem Prozent“, sagt der

66-jährige Kaufmann Wilhelm

Schulte-Coerne über das Wahl-

ergebnis. Der Name Schulte-

Coerne ist fest in die DNA des

Stadtteils eingebaut. Wilhelm

Schulte-Coerne wohnt auf ei-

nem 500 Jahre alten Hof an

der Varusstraße. Die Baum-

wurzeln sind dicker als die

Grundmauern des schattigen

alten Hofs, eine Idylle in der

Großstadt.

olitisch aktiv ist der Rent-

ner seit über 45 Jahren

und Vorsitzender der CDU-

Ortsunion seit acht Jahren.

„Dorstfeld war immer ein Dorf

und ist trotz Wachstums auch

ein Dorf geblieben. Man kennt

sich hier, es gibt ein gutes Mit-

einander“, sagt er über das Le-

ben im um 800 „Dorstidfelde“

und später „Durstveld“ ge-

nannten Stadtteil an Hellweg

D
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und Emscher. Im Mittelalter

erlebte Dorstfeld Brandschat-

zungen und Plünderungen.

Jahrhunderte später bestimm-

ten Bergbau und Arbeiterbe-

wegungen das Leben. In den

1970er-Jahren wollten Haus-

besetzer ihre Ansprüche

durchsetzen.

„Völlig isoliert“

Und die Nazis aus den drei

braunen Häusern an der Thus-

neldastraße, an der Emscher-

straße und am Wilhelmplatz?

„Die sind völlig isoliert“, be-

schreibt Wilhelm Schulte-Co-

erne deren Position, „kein

Mensch hier spricht gerne mit

denen, niemand will mit ihnen

etwas zu tun haben.“ Der Ur-

Dorstfelder spricht eher von

„unfreiwilligen Begegnungen

mit großem Widerwillen“.

ersuche der Neonazis,

sich in das Dorstfelder

Vereinsleben einzuklinken, sei-

en „kläglich gescheitert“: Die

Interessengemeinschaft Dorst-

felder Vereine mit ihren 43

Mitgliedern ist da resistent.“

Ja, mit Wahlkampfständen

würden die Neonazis ihr Da-

sein zeigen und auch sonst auf

dem Wilhelmplatz, wenn sie

am helllichten Tag Alkohol

trinken ... aber das als „Kiez“

zu bezeichnen?

„Wer da kein dickes Fell hat,

könnte schwer beeindruckt

sein“, sagt Schulte-Coerne. Bei

den im Dorf unvermeidbaren

Begegnungen mit jenem gro-

ßem Widerwillen reagierten

die Dorstfelder mit einer Aus-

nahme: „Manche der Nazis

hatten schon Kinder im Kin-

dergarten. Aber man kann die-

se Kinder nicht für die Gesin-

nung der Eltern bestrafen.“

„Dorstfeld ist ein Stadtteil,

V

der ist viel besser als sein

Ruf. Wir erkennen ein reges

soziales Leben, aber keinen

Nazi-Kiez“, sagt auch Susan-

ne Linnebach als Leiterin des

Amts für Wohnen und Stadt-

erneuerung aus offizieller

Perspektive. Dennoch sei es

wichtig, den Stadtteil zu ent-

wickeln. Der Aufbau eines

Bürgerzentrums in der alten

Zeche Dorstfeld mit vielen

Aktiven aus den Vereinen

vor Ort sei eins der wichti-

gen Ziele.

Städtebau, erklärt die

Raumplanerin, könne

Rechtsextremisten wenig

entgegen setzen; aber das

Bürgerhaus am Schacht

II / IV zwischen Wittener

Straße und Vogelpothsweg

sei in diesem Fall wichtig:

„Wir stärken damit Bürger,

die den Rückhalt brauchen.

Und wir stärken Jugendli-

che, die nicht von der rech-

ten Szene abgefangen wer-

den sollen.“

Manfred Sauer zählt sich

den „Gutmenschen“ in der

Stadt. Jahrzehnte gehörte

Dorstfeld für den Kommu-

nalpolitiker aus der Innen-

stadt zu seinem politischen

Bezirk. Sieht er als Dort-

munds Bürgermeister nach

den Rechten, fällt das Urteil

in seinem Amtszimmer im

Rathaus mit Blick auf den

Stadtgarten deutlich aus:

„Die kleinen braunen Füh-

rerchen“ seien „politisch be-

deutungslos“ und für das

Ansehen des Stadtteils

„enorm schädlich“.

Schädlicher Fanatismus

Dorstfeld sei „kein Stück

mehr braun“ als jeder ande-

re Dortmunder Stadtteil,

aber die Szene habe sich

dort festgebissen. Dortmund

unternehme viel gegen den

schädlichen Fanatismus.

Manchmal zuviel, wenn die

Neonazis mal wieder auf der

Straße um Aufmerksamkeit

bettelten.

Manfred Sauer lässt die Jus-

tiz nicht links liegen. „Die Ver-

waltungsgerichte analysieren

nicht richtig, sie denken zu

kurz, sie verstehen die Situati-

on hier nicht“, lautet seine Kri-

tik. Transparente mit Auf-

schriften wie „Nazi-Kiez“ oder

„Wir hängen nicht nur Plakate

auf“ hätten verboten werden

müssen. „Ja, ich hätte mir

grundsätzlich mehr Verbote

gewünscht“, sagt der CDU-Po-

litiker auch mit Blick auf die

Nazi-Demonstrationen.

Auch wenn die Zahl der Sze-

ne-Mitglieder mit rund 25 nur

klein und Unterdorstfeld kein

Nazi-Kiez sei: „Diese Rechtsex-

tremisten verherrlichen den

Nationalsozialismus – und das

ist gefährlich“, sagt Manfred

Sauer. Seine Meinung bildet er

nicht in seinem Büro im Rat-

haus sitzend. Als Kommunal-

politiker ist er ein Entscheider,

der seine Positionen auf der

Straßen ausbaut. Manfred

Sauer geht auch in Dorstfeld

auf die Straße. Als Demonst-

rant. Als Teilnehmer der Ge-

denkfeiern für die Opfer natio-

nalsozialistischer Gewalt. Als

Dortmunder Demokrat.

an müsse sie geistig aus-

trocknen. Gegende-

monstrationen hätten bisher

die geringste Wirkung gezeigt.

In anderen Bereichen halte

M

Dortmund konsequent dage-

gen. Die jungen „Botschafter

der Erinnerung“ seien eine

„gute Versicherung für das ge-

samte Leben.“

Politisch setze die Bezirks-

vertretung Innenstadt West die

richtigen Zeichen: „Was Fried-

rich Fuß von den Grünen als

Bezirksbürgermeister unter-

nimmt, das ist beachtlich“,

sagt der CDU-Politiker. Den

Heinrich-Schmitz-Preis für

Schulen und Projekte in Dorst-

feld wie die „Stolpersteine“ be-

zeichnet der erfahrene Kom-

munalpolitiker als wichtige

Grundlagen für den frühen

Einstieg in die Demokratie.

„Nicht verlieren“

Er setzt stark auf die moderni-

sierte Mahn- und Gedenkstätte

„Steinwache“, das Dortmunder

Schauspiel („ein enorm gutes

politisches Theater“) und auf

die Medien: „Die klassischen

Medien können und sie müs-

sen etwas bewirken, damit wir

die Gesellschaft nicht an die

asozialen Medien verlieren.“

Als Leiter des Staatsschutz-

Kommissariats der Dortmun-

der Polizei erkennt Kriminal-

oberrat Karsten Plenker in der

Propaganda der kleinen rech-

ten Szene mit dem Kiez-Begriff

das „alte Prinzip Aufmerksam-

keit“. Ein Teil der Strategie:

„Bei Nichtbeachtung schrau-

ben sie die Schwellen für Straf-

taten herab.“

Die Unterdorstfelder Neona-

zis wohnen auch in Wohnge-

meinschaften. Am Wilhelm-

platz, in der Emscherstraße

und in der Thusneldastraße in

in die Jahre gekommenen Im-

mobilien eines Vermieters, der

Naziparolen an seinen Fassa-

den toleriert und mit der fa-

schistischen Gesinnung seiner

Mieter keine Probleme zu ha-

ben scheint.

„Die haben sich da eine En-

klave geschaffen und versu-

chen über eine Namensgebung

den Stadtteil zu infiltrieren“,

sagte Karsten Plenker über die

Situation, der die Polizei seit

zwei Jahren mit Einsätzen

rund um die Uhr begegnet.

„Wir stecken hier enorm viele

Ressourcen rein und setzen im

Staatsschutz mehr Personal

ein, als das Land dafür vor-

sieht.“

Als Karsten Plenker im Spät-

sommer 2016 als neuer Staats-

schutz-Chef durch Dorstfeld

gelaufen ist, waren ihm die

vielen Farbschmierereien an

mehreren Gebäuden aufgefal-

len: „Für einen Außenstehen-

den sieht das erst einmal ge-

waltig aus. Da wird eine Ideo-

logie visualisiert und man fragt

sich, warum man es hier nicht

hinbekommt, solche Sachbe-

schädigungen immer wieder

sofort zu übertünchen.“

Die Polizei konnte die Zahl

der Straftaten mit ihrer Dauer-

präsenz drücken. Der Druck-

aufbau führte zu einem Ent-

weichen an anderer Stelle:

Straftaten würden Neonazis

im Schutze der Dunkelheit

oder in der anonymen Masse

von Demonstrationen bege-

hen. Karsten Plenker warnt da-

vor, das Phänomen zu ver-

harmlosen: „Die nutzen zwar

demokratische Strukturen.

Aber sie sind deshalb nicht un-

gefährlich geworden.“ Alle

zwei Wochen, mittwochs um

16 Uhr, gehen in einem alten

Haus in der Thusneldastraße

die Türen auf: Kamerad-

schaftsabend.

on außen uneinsehbar ist

ein Nazitreff aufgebaut

worden, der das frühere La-

denlokal an der Rheinischen

Straße 135 still ersetzt, nach-

dem auch der Aufbau eines

Parteibüros im Nachbarstadt-

teil Huckarde durch massiven

Bürgerprotest und am Bau-

recht gescheitert ist. Auch am

Protest und Widerstand loka-

ler Initiativen kommen die

Rechtsextremisten nicht vor-

bei. In Ruhe gelassen werden

sie nicht. Die Propaganda und

Markierung Dorstfelds mit

dem Kiez-Begriff soll das über-

tünchen.

V

Doch mit dem Einzug in den

Rat der Stadt Dortmund und in

vier Bezirksvertretungen ha-

ben die Mitglieder der Partei

„Die Rechte“ über die Lokal-

parlamente den Zugang zu viel

Geld erschlossen und ihre Posi-

tion finanziell verbessert: Nach

der Kommunalwahl im Mai

2014 stehen den Neonazis mit

den ihnen als Bezirksvertreter

und Ratsmitglied zustehenden

Bezügen sowie in einer Frakti-

onsgemeinschaft mit der NPD

bis zur nächsten Wahl im Jahr

2020 mindestens 370 000 Euro

zu.

Die Stadt Dortmund wollte

die Bildung einer Fraktionsge-

meinschaft zwischen der Par-

tei „Die Rechte“ und der ver-

fassungsfeindlichen NPD im

Rat der Stadt verhindern.

Doch das Oberverwaltungsge-

richt Münster hebelte die Stadt

aus und sprach beiden Partei-

en den Fraktionsgemein-

schafts-Status und damit

42 000 Euro zu. Ein NPD-Funk-

tionär aus Bochum ist jetzt als

bezahlter Geschäftsführer in

die Arbeit der Nazis eingebun-

den.

er hohe sechsstellige Eu-

robetrag ist Ergebnis ei-

nes niedrigen Wahlergebnisses

im Mai 2014: „Die Rechte“ hat-

te damit mir nur einem Pro-

zent den Einzug in die Gremi-

en geschafft. Wer Dortmund

wegen der langen Vorstrafen-

register der Neonazis und der

Gewalt- und Todesopfer ein

Rechtsextremismus-Problem

bescheinigt, liegt nicht falsch.

Doch zur Wahrheit gehört

auch, dass diese Stadt eben-

D

falls ein Demokratie-Defizit in

sich trägt, wenn 55,1 Prozent

der Stimmberechtigten im Mai

2014 nicht zur Wahl gegangen

sind.

Eine Familie zieht weg

Vor knapp zehn Jahren, im

September 2007, beauftragte

der Rat der Stadt Dortmund

die Verwaltung mit dem Auf-

bau einer Koordinierungsstelle

für Vielfalt, Toleranz und De-

mokratie. Sie nahm ihre Arbeit

auf. Zwei Jahre später verließ

eine von Neonazis terrorisierte

Familie den Stadtteil Unter-

dorstfeld. Sie hatte einen Auf-

kleber mit einer Friedenstaube

auf dem Auto und zeigte mutig

„Gesicht gegen Rechts“ und

damit Zivilcourage.

Schwere Steine zerschlugen

Fenster an Wohnung und Auto.

Fortwährend spürte die Fami-

lie den Druck. Irgendwann la-

gen die Nerven blank. Angst

dominierte den Alltag. Die Fa-

milie zog weg. Die Nationalso-

zialisten blieben. Dortmunds

Gesellschaft sah hilflos zu. Die

Familie war ihrem Schicksal

selbst überlassen.

Psychoterror

Dortmund schaute tatenlos da-

bei zu, wie die Nazi-Szene eine

Familie fertig machte, die Zi-

vilcourage zeigte. Was schlecht

war für die Wehrhaftigkeit der

Stadtgesellschaft, war gut für

das Selbstbewusstsein der Tä-

ter: Fortwährender Psychoter-

ror hatte sich erfolgreich ge-

gen eine als politischen Gegner

ausgemachte friedliche Fami-

lie durchsetzen können. Ein

Grund mehr, sich in Dorstfeld

festzusetzen.

Der damals aufgebaute

Druck ist in unmittelbarer Nä-

he der Emscherstraße, der

Thusneldadastraße und des

Wilhelmplatzes bis heute nicht

entwichen. Die Nachbarn spü-

ren ihn auch heute noch.

ie Nachbarn kennen die

Neonazis aus den Nach-

barhäusern, sie stehen an der

Haltestelle und beim Bäcker

D

neben ihnen. Sie fürchten

das Gewaltpotenzial und le-

ben in der Angst, selbst in

die Situation der 2009 ver-

triebenen Familie geraten zu

können. Ein auf der Straße

angesprochenes Ehepaar

kennt Namen und Gesichter

der Szene, beobachtete

selbst schon Straftaten und

will das Gespräch auf dem

Dorstfelder Hellweg dann

schnell abbrechen, denn

drei Neonazis schreiten ge-

rade über die Straßenbahn-

schienen. Zwei von ihnen

sind in diesem Jahr wegen

Gewalttaten zu Haftstrafen

verurteilt worden. Was läuft

falsch, wenn Bürger sich auf

offener Straße nicht trauen,

ihre Meinung zu sagen?

ortmunds früherer Su-

perintendent des evan-

gelischen Kirchenkreises,

Hartmut Anders-Hoepgen,

leitet die vom Oberbürger-

meister eingesetzte Koordi-

nierungsstelle für Vielfalt,

Toleranz und Demokratie.

Wir wollen wissen: Hat

Dortmund im Umgang mit

dem Nazi-Problem alles

richtig gemacht?

„Wer kann das schon von

sich sagen“, fragt er zurück

und legt hinterher: „Aber

wir investieren sehr viel mit

Engagement und auch Geld.

Und wir müssen uns immer

wieder auf neue Situationen

einstellen und kreative

Ideen entwickeln, um den

Rechtsextremismus zurück-

drängen zu können.“

Die Koordinierungsstelle

baute die Beratungsstelle

„Backup“ für Opfer rechtsex-

tremer Gewalt auf und dock-

te später das Projekt „Come-

back“ an, um Neonazis den

Ausstieg aus der Szene zu

ermöglichen. „Die Bera-

tungsarbeit zum Ausstieg

aus der Szene werden wir

deutlich erweitern. Wir haben

es in Dortmund mit einer be-

sonderen Szene zu tun, dann

brauchen wir auch besonderen

Mittel“, sagt der 72-Jährige.

Das Institut für interdisziplinä-

re Konfliktforschung an der

Universität Bielefeld begleitet

das Programm, das pro Jahr

rund 230 000 Euro kostet.

195 000 Euro davon trägt der

Bund.

Distanzen schaffen

Hartmut Anders-Hoepgen

über das Ziel: „Wir müssen

Distanzierungen organisieren.

Das sind individuelle und sehr

D

lange Prozesse, denn schon auf

dem Weg in den Rechtsextre-

mismus gibt es viele Stationen.

Man kann die da nicht einfach

einen rausziehen – und wir

wollen an mehr heran kom-

men als an die, die von sich

aus auf uns zu kommen.“

er die Szene verlassen

will, bleibt im Visier sei-

ner früheren „Kameraden“.

Das bekam jüngst ein Ausstei-

ger aus Eving zu spüren. Der

einst auf Demonstrationen

mitwirkende Neonazi ist öf-

fentlich mit einem Foto als

„Aussteiger“ geoutet worden,

inklusive Informationen aus

dem Privatleben.

Die Veröffentlichung im In-

ternet ist mehr als eine Abstra-

fung und Herabsetzung des

Ansehens – sie ist zugleich eine

Warnung nach innen: Wer lan-

ge drin war und aussteigen

will, bekommt Konsequenzen

zu spüren. Denn Aussteiger

nehmen Wissen über Namen

und Strukturen mit.

Das im Februar 2017 auf eine

neue Basis gestellte „Come-

back“-Projekt muss intensiv

und konspirativ arbeiten,

wenn es Ausstiege erfolgreich

begleiten will. „Comeback“-

Mitarbeiter arbeiten mit Alias-

Namen.

ortmunds Rechtsextre-

misten tarnen sich längst

nicht mehr. Zwar ist jederzeit

mit Angriffen aus dem Hinter-

halt zu rechnen, doch mit Rü-

ckenwind durch Gerichte ha-

ben Provokation und Propa-

ganda an Legalität gewonnen.

Im Wahlkampf befestigte Pla-

kate mit Aufschriften wie „Wir

hängen nicht nur Plakate auf –

Die Rechte“ sind eindeutig als

Drohbotschaften an politische

Gegner zu verstehen, denn der

Galgen war im deutschen Nati-

onalsozialismus ein gefragtes

Mordwerkzeug zur Hinrich-

tung von Feinden der Diktatur.

Doch juristisch ist das Wahl-

kampfplakat nicht eindeutig

genug. Denn Nazis hängen

auch Wäsche auf, und die Pla-

kate kündigen nicht ein unmit-

telbar bevorstehendes Verbre-

chen wie den Tod durch den

Strang an. Diese Plakate sind,

wie die „Nazi-Kiez“-Plakate,

gegen die Dortmund juristisch

vorgegangen ist, von dem

Grundrecht auf Meinungsfrei-

heit gedeckt.

it Demokratie-Arbeit in

Schulen, Demonstratio-

nen, Runden Tischen, der Ko-

ordinierungsstelle, Beratungs-

stellen, viel Geld auch vom

Land NRW und vom Bund und

neuen Konzepten in der Poli-

zeiarbeit hat Dortmund den

Einsatz gegen den Rechtsext-

remismus in den vergangenen

Jahren immer wieder ver-

stärkt. All diese Bemühungen

W

D
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schaffen es nicht bundesweit

bis in die Schlagzeilen, denn

diese Arbeit ist lautlos und

nicht spektakulär.

Mit Propaganda und dem

Schrei nach Empörung weiß

die Nazi-Szene aus Dorstfeld

die Gesetze der Medienbran-

che effektiv auszunutzen. Das

zeigte sich mit dem Angriff auf

das Rathaus am Kommunal-

wahlabend im Mai 2014 und

zuletzt am Abend des 16. De-

zember 2016, als acht Rechts-

extremisten nach Vorbild der

„Identitären Bewegung“ (im

August 2016 auf dem Brand-

burger Tor) den Turm der Rei-

noldikirche bestiegen hatten.

Pyrotechnik und Pöbeleien

Sie verriegelten die Turm-Tür

von außen, so dass ein schnel-

ler Zugriff durch die Polizei

unmöglich war, entrollten Is-

lam-feindliche Transparente,

zündeten über den Dächern

der Weihnachtsmarktstände

und unter den Augen vieler

tausend Besucher weithin

sichtbar Pyrotechnik und setz-

te für Pöbeleien ein Megafon

ein.

Medien berichteten schnell

und bundesweit über diese ge-

neralstabsmäßig vorbereitete

Aktion, bei der zeitgleich am

Boden Flugblätter verteilt und

Fotos aufgenommen worden

sind. Auf einer Internetseite

berichteten die Täter umge-

hend über die Turm-Besetzung

– und dass mit der bundeswei-

ten Schlagzeilen-Resonanz ih-

re Medienstrategie aufgegan-

gen sei.

Polizei und Feuerwehr muss-

ten die mit einer Kette verrie-

gelte Tür mit Gewalt öffnen,

um die Propaganda-Aktion be-

enden zu können. Medien-

wirksam und geradezu hero-

isch nutzten die Neonazis auch

selbst aufgenommene Fotos

von den Festnahmen. Die Poli-

zei führte die Gruppe ins Ge-

wahrsam und leitete Ermitt-

lungsverfahren ein.

er Pfarrerin von St. Rei-

noldi verpassten die Neo-

nazis eine Strafanzeige wegen

Körperverletzung, weil sie ge-

gen das Getöse auf die Turm

die Glocken hat Sturm läuten

lassen. Den Namen der Pfarre-

rin veröffentlichte einer der

Tatverdächtigen im Internet,

um sie öffentlich als Straftäte-

rin anzuprangern.

Die Staatsanwaltschaft er-

mittelt gegen acht Dortmunder

Neonazis sowie gegen drei aus

Chemnitz, Düsseldorf und

Wuppertal angereiste Mitglie-

der der Szene. Ein halbes Jahr

nach der Tat prüft sie die Straf-

tatbestände Nötigung und

Hausfriedensbruch sowie Ver-

stöße gegen das Sprengstoffge-

setz, die als Ordnungswidrig-

keiten einzustufen wären. Die

Ermittlungsverfahren können

mit Anklagen, Strafbefehlen

oder Einstellungen enden.

Mögliche juristische Folgen

sind von den Neonazis vor der

Aktion durchdiskutiert wor-

den.

Kurz nach der Kirchturm-Ak-

tion mit der „Öffentlichkeit

durch Provokation“-Strategie

eröffnete „Die Rechte“ ihren

Wahlkampf, um Unterschrif-

tenlisten für Landtagswahlkan-

didatur auffüllen zu können.

Mit Dorstfeld hat das alles

nichts zu tun.Peter.Bandermann

@ruhrnachrichten.de
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Wilhelm Schulte-Coerne über Neonazis in Dorstfeld: „Die sind
völlig isoliert ... Die Vereine sind resistent.“ RN-FOTO BANDERMANN

Susanne Linnebach, Amt für
Stadterneuerung

„Wir stärken
Jugendliche,
die nicht von
der rechten
Szene abge-
fangen wer-

den sollen.“

Manfred Sauer, Ratsmitglied
und Bürgermeister.

„Diese
Rechtsextre-
misten ver-
herrlichen
den Natio-
nalsozialis-

mus – und das ist ge-
fährlich.“

In der stillgelegten Zeche Dorstfeld an der Wittener Straße soll langfristig ein Bürgerzentrum entstehen. Mit dem Aufbau will die
Stadt Dortmund am Schacht II / IV gesellschaftliches Engagement unterstützen. RN-FOTO (A) SCHÜTZE

Karsten Plenker, Kriminalober-
rat und Leiter Staatsschutz

„Die nutzen
zwar demo-
kratische
Strukturen.
Aber sie sind
deshalb nicht

ungefährlich gewor-
den.“

Hartmut Anders-Hoepgen Koor-
dinierungsstelle für Demokratie

„Die Bera-
tungsarbeit
zum Ausstieg
aus der Szene
werden wir
deutlich er-

weitern. Wir haben es
in Dortmund mit einer
besonderen Szenen zu
tun.“

Demonstration gegen Neonazis im April 2017: In Unterdorst-
feld wohnen rund 25 Rechtsextremisten. RN-FOTO BANDERMANN
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Blick auf Unterdorstfeld: Der Dorstfelder Hellweg (Mitte) und der Wilhelmplatz (unten) markieren wichtige Orte in diesem Stadtteil. Bei Wahlen erzielen Rechtsextremisten hier geringsten Zuspruch. RN-FOTO BLOSSEY

Warum Dorstfeld kein Nazi-Kiez ist
Analyse Spurensuche in einem Stadtteil, der bundesweit auf ein Problem reduziert wird

Dorstfeld, immer wieder Dorstfeld: Kein anderer Dortmunder Stadtteil gerät
bundesweit so oft in die Schlagzeilen wie dieses Quartier im Dortmunder Wes-
ten. Nicht wegen seines Naturschutzgebietes, nicht wegen der unter Denkmal-
schutz stehenden Zechensiedlungen und nicht wegen des schwedischen Chemi-
kers und Dynamit-Erfinders Alfred Nobel, der zwischen 1860 und 1864 in Dorst-
feld wohnte und dort unter Tage experimentierte. Es sind zwei Dutzend Rechts-
extremisten, die den früheren Arbeiter-Stadtteil als Nazi-Kiez brandmarken wol-
len. Sie wissen Medien zu bedienen und erzielen mit Provokation und Eskalation
immer wieder Aufmerksamkeit. Kommen Sie vor Ort auch in die Köpfe?


